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Volksvertretung und Gesetzlichkeit
Erfahrungen örtlicher Staatsorgane bei 
der Wiedereingliederung Strafentlassener
Untersuchungsergebnisse des
Verfassungs- und Rechtsausschusses der Volkskammer

HELFRIED KRÜGER,
Sekretär des Verfassungs- und Rechtsausschusses 
der Volkskammer

Für den Verfassungs- und Rechtsausschuß der Volkskammer 
war der Beschluß des Staatsrates vom 17. Juli 1987 über eine 
allgemeine Amnestie aus Anlaß des 38. Jahrestages der Grün­
dung der DDR (GBl. I Nr. 17 S. 191) Ausgangspunkt, sich mit 
Erfahrungen und Problemen bei der Wiedereingliederung der 
aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger zu befassen. Vier 
Arbeitsgruppen des Ausschusses! untersuchten in den Stadt­
kreisen Leipzig und Rostock, im Stadtbezirk Berlin-Prenzlauer 
Berg und im Kreis Niesky, wie die örtlichen Staatsorgane im 
Zusammenwirken mit Betrieben und gesellschaftlichen Kräf­
ten ihre Verantwortung aus §§ 56 Abs. 5, 79 Abs. 3 GöV und 
§§ 4, 5, 6, 9 und 10 Wiedereingliederungsgesetz vom 7. April 
1977 (GBl. I Nr. 10 S. 98) wahrnehmen und Strafentlassene 
so unterstützen, daß sie gleichberechtigt ihren Platz im Ar­
beitsprozeß und im gesellschaftlichen Leben finden können.

Einige Erfahrungen aus den Arbeitsgruppeneinsätzen und 
aus der Tätigkeit der Abgeordneten in ihren Wahlkreisen sol­
len hier vermittelt werden.

Staatliche Leitung des Prozesses der Wiedereingliederung

Die Untersuchungen des Verfassungs- und Rechtsausschusses 
bestätigten, daß die örtlichen Staatsorgane — wie in § 1 Abs. 1 
Satz 1 Wiedereingliederungsgesetz gefordert — die Wiederein­
gliederung der aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger in 
das gesellschaftliche Leben als ein gesamtgesellschaftliches 
Anliegen betrachten. Sie haben nach dem Staatsratsbeschluß 
über die Amnestie große Anstrengungen unternommen, um 
die mehr als 24 000 aus dem Strafvollzug Entlassenen1 2 unter 
Beachtung ihrer Qualifikation in den Arbeitsprozeß einzuglie­
dern, ihre wohnungsmäßige Unterbringung zu sichern und 
ihre gesellschaftliche Betreuung und Unterstützung zu orga­
nisieren (vgl. § 2 Abs. 1 Wiedereingliederungsgesetz).

Bewährt hat sich eine langfristige, offensive politisch- 
ideologische Arbeit sowie eine straffe stabsmäßige und kom­
plexe Vorbereitung und Durchführung des Wiedereingliede­
rungsprozesses durch die örtlichen Staatsorgane. Die Volks­
vertretungen bzw. ihre Räte haben dazu rechtzeitig ent­
sprechende Maßnahmen beschlossen. So gab z. B. der Rat des 
Stadtbezirks Berlin-Prenzlauer Berg in seinem Maßnahmeplan 
den Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen eine gründ­
liche Orientierung für die Erfüllung ihrer Aufgaben bei der 
Wiedereingliederung.

In allen vier Territorien waren die Zusammenarbeit und 
die Informationsbeziehungen zwischen den örtlichen Staats­
organen, den Justiz- und Sicherheitsorganen, den Betrieben 
und den gesellschaftlichen Organisationen, insbesondere mit 
dem FDGB und der FDJ, sowie mit den Ausschüssen der Na­
tionalen Front gut ausgeprägt. Vielfach bezogen sie sich auf 
einzelne Strafentlassene.

Im Stadtbezirk Berlin-Prenzlauer Berg wurde mit jedem 
Strafentlassenen ein persönliches Gespräch geführt, in dem 
Fragen des neuen Arbeitsplatzes und der Arbeitsaufgabe, Ver­
pflichtungen zu Meldungen, sowie zur Rückzahlung von 
Schulden u. a. m. behandelt wurden. Die Betriebe erhielten 
Informationen über Auflagen, die einzelnen Strafentlassenen 
erteilt worden waren. Der enge Kontakt zu den Betrieben war 
durch regelmäßige Beratungen mit den Kaderleitern gesichert. 
Der Rat des Stadtbezirks organisierte monatlich einen Er­
fahrungsaustausch mit jeweils mehreren Betrieben, der auch 
der Anleitung derjenigen Bürger diente, die im Betrieb die

Betreuung der Strafentlassenen übernommen hatten. Auf­
bauend auf guten Erfahrungen wurden Resozialisierungs­
konzeptionen für kriminell Gefährdete erarbeitet.

Der Prozeß der Wiedereingliederung wurde durch Wieder­
eingliederungskommissionen geleitet, die während des Am­
nestiezeitraums vielerorts wöchentlich tagten. Bei einigen ört­
lichen Räten wurden diese Kommissionen personell durch Mit­
arbeiter der Ratsbereiche Wohnungspolitik und Wohnungs­
wirtschaft, Amt für Arbeit, Gesundheitswesen und Jugend­
hilfe sowie durch Vertreter des Kreisvorstandes des FDGB, 
der Kreisleitung der FDJ und des Kreisausschusses der Na­
tionalen Front verstärkt.

Einfluß auf den Prozeß der Wiedereingliederung nahmen 
die örtlichen Volksvertretungen auch durch die Tätigkeit der 
Abgeordneten in ihren Betrieben und durch die ständigen 
Kommissionen. So kontrollierte die Ständige Kommission 
Ordnung und Sicherheit der Stadtverordnetenversammlung 
Rostock bei Komplexeinsätzen zu Fragen der Durchsetzung 
von Ordnung und Sicherheit in Schwerpunktbetrieben zugleich 
die Wirksamkeit der Wiedereingliederungsmaßnahmen. Viel­
fach machten andere ständige Kommissionen von ihrem Recht 
Gebrauch, im Zusammenhang mit dem Gegenstand ihrer Tä­
tigkeit von Betriebsleitern Informationen über die Wiederein­
gliederung Strafentlassener einzuholen (§ 14 Abs. 2 Buchst, d 
GöV).

Die Erfahrungen, die im 2. Halbjahr 1987 bei der kom­
plexen Leitung von Wiedereingliederungsmaßnahmen gesam­
melt wurden, sollten auch künftig für den Wiedereingliede­
rungsprozeß außerhalb einer Amnestie genutzt werden.

Eingliederung in den Arbeitsprozeß 
und Unterstützung im Freizeitbereich

Die besten Erfolge bei der Wiedereingliederung wurden dort 
erzielt, wo die Erziehung der Strafentlassenen im Arbeits­
prozeß durch das Arbeitskollektiv im Freizeitbereich fortge­
setzt wird. Selbstverständlich ist und bleibt die Erziehung im 
Arbeitskollektiv und die Bewährung am Arbeitsplatz das 
Wichtigste. Jeder Strafentlassene kann durch seine Einstellung 
zur Arbeit beweisen, daß er Lehren gezogen hat und willens 
ist, künftig die sozialistische Gesetzlichkeit und die Normen 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu achten.

Es hat sich bewährt, das jeweilige Arbeitskollektiv vor der 
Strafentlassung konkret über die Person des Wiedereinzuglie­
dernden zu informieren. Das trägt dazu bei, daß die Straf­
entlassenen unter Berücksichtigung ihrer bisherigen Entwick­
lung, ihrer familiären Situation, ihrer beruflichen Qualifika­
tion, ihrer altersbedingten Besonderheiten und anderer per­
sönlich bedeutsamer Bedingungen mit besserem Verständnis 
in die Arbeitskollektive aufgenommen werden. Sofern sie sich 
gut in die Kollektive einordnen, diszipliniert arbeiten und zur 
Planerfüllung beitragen, werden ihnen auch Qualifizierungs­
möglichkeiten geboten.

Enttäuschungen der Arbeitskollektive sind jedoch nicht 
auszuschließen, wenn die Strafentlassenen zur Arbeitsbum­
melei, zum Alkoholismus und zum asozialen Verhalten neigen. 
Bei Fehlschichten und anderen Verletzungen der Arbeitsdis­
ziplin werden die rechtlichen Möglichkeiten der Einflußnahme 
differenziert genutzt. Neben kritischen Auseinandersetzungen 
in den Arbeitskollektiven (§ 81 Abs. 2 AGB), dem Ausspruch 
von Disziplinarmaßnahmen (§ 254 AGB), der Durchführung 
von erzieherischen Verfahren vor der Konfliktkommission 
(§255 Abs. 3 AGB; §§22, 23 KKO) und der Geltendmachung 
der materiellen Verantwortlichkeit (§ 260 ff. AGB) kann die

1 Arbeitsgruppenlelter waren
in Leipzig: Abg. Prof. Dr. Manfred Mühlmann, 
in Berlin-Prenzlauer Berg: Abg. Siegfried Kaiser, 
in Rostock: Abg. Hans-Dieter Raspe, 
in Niesky: Abg. Jurij Groß.

2 Vgl. dazu auch: „Amnestie abgeschlossen — was nun? (Interview 
mit dem Generalstaatsanwalt der DDR, Günter Wendland)“, NJ 
1988, Heft 2, S. 63 f.


